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VESMINISTERIUM FÜR FAMILIE, 

"END UND KONSUMENTENSCHU1Z 

36 7001/6-111/6/86 

An das 

Schubertring 14, 1010 Wien 
Tel.: 51 507 - 0 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wie n 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die über
lassung von Arbeitskräften geregelt sowie das 
Arbeitsmarktförderungsgesetz und das Arbeits
verfassungsgesetz geändert wird (Arbeitskräfte
überlassungsgesetz - AüG) 

Das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz 

beehrt sich, 25 Ausfertigungen der Stellungnahme zum be

zeichneten Gesetzesentwurf zu übermitteln. 

Beilagen 

FÜ~~~ Richtigkeit 

d e 1;1;//;::': igung : 

Wien, am 10. März 1986 

Für den Bundesminister: 

FORNLE1TNER 
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BUNDESMINISTER/UM FÜR FAMILIE, 
JUGEND UND KONSUMENTENSCHUlZ 

36 7001/6-III/6/86 

An das 
Bundesministerium für 
soziale Verwaltung 

Stubenring 1 
1010 Wie n 

Schubertring 14, 1010 Wien 
Tel.: 51 507 - 0 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die über
lassung von Arbeitskräften geregelt sowie das 
Arbeitsmarktförderungsgesetz und das Arbeitsver
fassungsgesetz geändert wird (Arbeitskräfteüber
lassungsgesetz - AüG) 

Bezug: Schreiben vom 15. Dezember 1985, 34.401/5-2/85 

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 15. Dezember 1985 äußert 

sich das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumenten

schutz zu dem bezeichneten Entwurf in fOlgender Weise: 

Das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz 

tritt grundsätzlich für ein gänzliches Verbot jeder Überlassung 

von Arbeitskräften an Dritte ein, da nur das einen wirksamen 

Schutz vor Mißständen gewährleistet. 

Da aber nach internationalen und nationalen Erfahrungen ein 

völliges Verbot der Arbeitskräfteüberlassung kurzfristig nicht 

durchsetzbar sein dürfte, sieht das Bundesministerium für 

Familie, Jugend und Konsumentenschutz die Notwendigkeit ein, 

den bereits zahlreichen überlassenen Arbeitskräften einen 

arbeits- und sozialrechtlichen Mindestschutz zu garantieren. 
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Das Gesetz müßte jedoch alle Mißstände beseitigen. Um seine 

Wirksamkeit überprüfen zu können, schlägt das Bundesministerium 

für Familie, Jugend und Konsumentenschutz vor, eine dem § 76 

Zivildienstgesetz in der Stammfassung des BGB1.Nr. 187/1974 

ähnliche Berichtspflicht der Bundesregierung zu normieren. 

Danach müßte die Bundesregierung nach Ablauf eines zu be

stimmenden Beobachtungszeitraumes dem Nationalrat einen zu

sammenfassenden Bericht über die bei der Vollziehung dieses 

Bundesgesetzes gemachten Erfahrungen vorlegen und diesem Be

richt allenfalls Vorschläge zu Gesetzesänderungen beifügen. 

Für ~f~~chtigkeit 

der~Fit: 

Wien, am 10. März 1986 

Für den Bundesminister: 

FORNLEITNER 
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